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Informationsblatt 
 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 
Anrechnung gem. § 66 NBeamtVG 
 
 
Grundsätzliches 

 
Falls Ihnen eine Rente 

 

• aus der gesetzlichen Rentenversicherung (Deutsche Rentenversicherung) 

• aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

• aus einem berufsständischen Versorgungswerk (z.B. Ärzteversorgung) 

• aus einer betrieblichen Altersversorgung (z.B. Zusatzversorgung, VBL) 

• aus einer vom Arbeitgeber bezuschussten befreienden Lebensversicherung 

• nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

• nach den §§ 1 b und 30 f Betriebsrentengesetz 

 

gewährt wird, können sich Auswirkungen auf Ihre Versorgungsbezüge ergeben, und zwar wie folgt:  
 

1. Es findet eine Anrechnung der Rente auf den Versorgungsbezug nach § 66 NBeamtVG statt. 
2. Beim Zusammentreffen von Mindestversorgung mit einer Rente kann die Rente nach § 16 Absatz 4 

NBeamtVG dazu führen, dass nur noch das erdiente Ruhegehalt zu zahlen ist. 
3. Es findet eine Neufestsetzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit gem. § 11 Absatz 2 NBeamtVG statt. 

 

Wiederkehrende Geldleistungen, die von einem deutschen Versicherungsträger außerhalb des 
Geltungsbereiches des NBeamtVG oder die von einem nichtdeutschen Versicherungsträger nach einem für 

die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwischenstaatlichen Abkommen gewährt werden, stehen den 
o.a. Renten gleich. 

 

Der Bezug der o.a. Leistungen ist der NVK gem. § 74 Absatz 2 NBeamtVG anzuzeigen. 
 

Die Anrechnung der Rente erfolgt auch dann, wenn Sie die Rente 
 

• nicht beantragen 

• zu spät beantragen 

• oder auf die Rente verzichten. 

 

Wird anstelle der Rente eine Abfindung, eine Kapitalleistung oder eine Beitragserstattung gewährt, wird der 
Betrag in eine Rente umgerechnet. 

 

Bei der Zahlung von Witwengeld und Waisengeld bleiben Renten auf Grund einer eigenen Beschäftigung 
oder Tätigkeit unberücksichtigt (abweichende Regelungen bei Unterhaltsbeiträgen).  

 
 

Anrechnungssystematik des § 66 NBeamtVG 

 
Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis zum Erreichen der jeweiligen Höchstgrenze gezahlt.  

 
Als Höchstgrenze gelten 

 
1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuzüglich des 

Unterschiedsbetrages nach § 57 Abs. 1 ergeben würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden 

 
a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das 

Ruhegehalt berechnet, 
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b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten 17. Lebensjahr bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles abzüglich von Zeiten nach § 13, zuzüglich der vor Vollendung des 17. 

Lebensjahres tatsächlich abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, der Zeiten, um die sich 
die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht, und der bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer 

rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles,  
 

2. für Witwen oder Witwer der Betrag, der sich als Witwen- oder Witwergeld zuzüglich des 

Unterschiedsbetrages nach § 57 Abs. 1, für Waisen der Betrag, der sich als Waisengeld zuzüglich des 
Unterschiedsbetrages nach § 57 Abs. 1, wenn dieser neben dem Waisengeld gezahlt wird, aus dem 

Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben würde. 
 

Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt durch einen 

Versorgungsabschlag nach § 16 Abs 2 NBeamtVG oder einer entsprechenden Vorschrift gemindert, ist das 
für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. 

Somit kann ein eventueller Versorgungsabschlag nicht mit einer Rente ausgeglichen werden. 
 

 
Verzicht auf Vordienstzeiten – keine Rentenanrechnung 

 

Eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger kann mitteilen, ob sie oder er auf die 
Anrechnung sämtlicher außerhalb des Beamtenverhältnisses zurückgelegter Vordienstzeiten nach den §§ 

10 bis 12 NBeamtVG, § 78 Abs. 9 NBeamtVG und § 79 Abs. 2 NBeamtVG als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
verzichtet, so dass keine Rentenanrechnung nach § 66 NBeamtVG erfolgt. 

 

Die Vorschrift des § 66 Abs. 9 NBeamtVG führt ein Wahlrecht in das Niedersächsische 
Beamtenversorgungsgesetz ein. Beamtinnen und Beamte, die zuvor einen Rentenanspruch aufgrund 

außerhalb des Beamtenverhältnisses zurückgelegter Vordienstzeiten erlangt haben und aus dem 
Beamtenverhältnis in den Ruhestand treten, können wählen, ob die vor der Berufung in das 

Beamtenverhältnis liegenden Vordienstzeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit versorgungssteigernd wirken 
sollen, oder ob stattdessen eine während dieser Zeiten erworbene Rente oder gleichgestellte Leistung 

neben dem Ruhegehalt gezahlt werden soll, ohne dass das Ruhegehalt nach § 66 NBeamtVG gekürzt wird. 

 
Ein Teilverzicht ist nicht möglich. Der Verzicht muss spätestens drei Monate nach Bekanntgabe der 

Entscheidung über die Festsetzung der Versorgungsbezüge gegenüber der NVK erklärt werden. Der 
Verzicht ist unwiderruflich. 

 
 

 Versorgungsbezüge werden immer unter dem Vorbehalt gezahlt, dass die infolge der Anwendung 

der genannten Vorschriften zu viel gezahlten Bezüge zurückgefordert werden müssen. 

Auf Grund dieses Vorbehaltes bleibt der Rückforderungsanspruch selbst bei Wegfall der Bereicherung 

bestehen (§ 63 Absatz 2 NBeamtVG in Verbindung mit § 820 Abs. 1 BGB). 

 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: 

Dieses Merkblatt steht unter dem Vorbehalt, dass sich die ihm zu Grunde liegende Rechtslage nicht ändert. 

Es sind nur die grundlegendsten Punkte dargestellt, um die Systematik zu verdeutlichen. Ansprüche können 
aus diesem Merkblatt nicht hergeleitet werden. 


